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Änderungen im  
Waffengesetz 
Das Waffengesetz regelt den Umgang mit Waffen 
oder Munition unter Berücksichtigung der Belange 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. 



 

Mit den zum 1. April 2008 in Kraft getretenen Neu-
regelungen im Waffenrecht erfüllt Deutschland 
internationale Vorgaben zur Kennzeichnung und 
polizeilichen Nachverfolgung von Schusswaffen. 

Zudem enthält das neue Waffengesetz ein Führens-
verbot für Feuerwaffenimitate und bestimmte Mes-
ser, das auch mit einem Bußgeld bis zu 10 000 Euro 
geahndet werden kann. Erben, die keine Waffenbe-
sitzkarte für erlaubnispflichtige Schusswaffen haben, 
dürfen durch Erbfall erlangte Waffen grundsätzlich 
nur behalten, wenn sie die Waffen mit einem amtlich 
zugelassenen Blockiersystem sichern lassen. 

Die Neuregelungen im Waffenrecht leisten einen 
Beitrag zur Erhöhung der Inneren Sicherheit. Durch 
Ausnahmen für Jäger, Sportschützen und Sammler 
wird gewährleistet, dass die gesetzlichen Verschär-
fungen die legalen Waffenbesitzer nur soweit erfor-
derlich beeinträchtigen. 

Neue Kennzeichnung von Schusswaffen 

Schusswaffen müssen nach neuer Rechtslage auch 
mit Angaben zum Herstellungs- und Einfuhrland ge-
kennzeichnet werden, damit deren Herkunft grenz-
überschreitend besser zurückverfolgt werden kann. 
Sowohl zusammengesetzte Schusswaffen als auch 
deren einzeln gehandelte wesentlichen Teile sind mit 
einer Seriennummer zu versehen. Dies gilt nicht für 
kulturhistorisch bedeutsame Sammlerwaffen, deren 
Wert sonst durch die nachträgliche Kennzeichnung 
unnötig gemindert würde. 



 

Feuerwaffenimitate 

Führensverbot für Feuerwaffenimitate 

Das Führen von Feuerwaffenimitaten in der 
Öffentlichkeit ist verboten. Attrappen von Schuss-
waffen sind oftmals so originalgetreu, dass sie 
kaum noch von echten Feuerwaffen unterschie-
den werden können. Es besteht daher die Gefahr, 
dass Polizeivollzugsbeamte solche Anscheinswaf-
fen mit echten Schusswaffen verwechseln und in 
der falschen Annahme einer Notwehrsituation 
mit fatalen Folgen von ihrer Dienstwaffe Gebrauch 
machen. Daher dürfen Anscheinswaffen nunmehr 
allenfalls in einem verschlossenen Behältnis trans-
portiert werden. 

Wer in der Öffentlichkeit mit Anscheinswaffen 
hantiert, verhält sich ordnungswidrig und riskiert 
deren Einziehung sowie ein Bußgeld von bis zu 
10 000 Euro. Gas- und Schreckschusswaffen sind 
von diesem Führensverbot nicht betroffen und 
erfordern weiterhin einen sogenannten „Kleinen 
Waffenschein“. 



Einhandmesser wie dieses dürfen in der Öffentlichkeit nicht 
mehr geführt werden. 

Verbot des Führens bestimmter Messer 

Das Führen von Hieb- und Stoßwaffen, Einhand-
messern und feststehenden Messern mit einer 
Klingenlänge über zwölf Zentimeter ist verboten, 
soweit hierfür kein berechtigtes Interesse vorliegt. 
Unter jugendlichen Gewalttätern sind die Messer, 
die nun dem Führensverbot unterliegen, als Sta-
tussymbol und Tatwaffe weit verbreitet. Das Füh-
rensverbot soll einen Beitrag leisten, die steigende 
Zahl der Messerstechereien in Ballungsgebieten 
einzudämmen. 

Wer solche Gegenstände zur Berufsausübung, 
Brauchtumspflege, beim Sport (zum Beispiel als 
Taucher, Angler oder Bergsteiger) oder zu einem 
allgemein anerkannten Zweck nutzt, wird durch 
das Führensverbot nicht beeinträchtigt. Werden 
diese Gegenstände jedoch in der Öffentlichkeit 
ein gesetzt, um insbesondere andere einzuschüch-
tern oder zu bedrohen, kann die Polizei nach 
neuer Rechtslage dagegen einschreiten.



 

Blockierungspflicht für Erbwaffen 

Erbwaffen sind künftig zu blockieren. Eine durch 
Erbfall erlangte erlaubnispflichtige Schusswaffe muss 
nach neuer Rechtslage durch ein amtlich zugelas-
senes Blockiersystem gegen unbefugte Nutzung 
gesichert werden. Die Blockierungsverpflichtung gilt 
nicht für Erben, die zum Beispiel als Jäger oder Sport-
schütze ohnehin eine Erlaubnis zum Waffenbesitz 
vorweisen können oder wenn es sich bei den Erbwaf-
fen um kulturhistorisch bedeutsame Sammlerwaffen 
handelt. 

Solange noch kein Blockiersystem von der Physika-
lisch-Technischen Bundesanstalt amtlich zugelassen 
ist, kann die Waffenbehörde dem Erben auf Antrag 
eine Ausnahme von der Blockierungspflicht erteilen. 
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